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Gründlich konkret statt oberflächlich abstrakt! 

Anspruch auf Verwendungszulage nach § 46 BBesG SL 2008  

Wir erwarten umfassende Information und schnelle Prüfung der Ansprüche Betroffener 

 

Aktuelle Entwicklungen – alles neu! 

Am 25.09.2014 entschied das BVerwG in einer Berufungssache (BVerwG 2 C 16.13) entgegen 

seiner bisherigen Rechtsprechung, dass ein Anspruch auf Verwendungszulage auch bei einer 

sogenannten Topfwirtschaft besteht! 

Folgerichtig orientierte sich das OVG des Saarlandes ebenfalls neu und gab mit Verweis auf 

das Urteil des BVerwG der Klage eines saarländischen Finanzbeamten und damit der 

rückwirkenden Zahlung einer Verwendungszulage unter bestimmten Parametern statt (OVG 

Saarlouis, 25.08.2016 – 1A 306/14)! 

Ebenfalls folgerichtig hat das Ministerium für Finanzen und Europa (MFE) für seinen 

Geschäftsbereich unverzüglich unter Orientierung am Prüfraster des OVG mit der Prüfung 

weiterer Anspruchsberechtigter und eventueller „Alt-Fälle“ begonnen und will nunmehr die 

festgestellten Ansprüche auch  zeitnah zahlbar machen. 

Wir erwarten nun  eine zeitnahe und umfassende Information auch  für den 

Geschäftsbereich des Ministeriums für Inneres, Bauen und Sport (MIBS)! 

Auch vor dem Hintergrund der zu Unrecht abgelehnten Anträge aus der Vergangenheit 

erwarten wir jetzt, dass unsere Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten des MIBS umfassend 

darüber informiert werden, wie potenzielle Anspruchsberechtigte von Amts wegen ermittelt 

werden,  unter welchen Voraussetzungen auch jetzt noch Ansprüche geltend gemacht werden 

können (Antragserfordernis?) und wann Ansprüche abschließend anerkannt und zahlbar 

gemacht werden. 

Zur Historie… 

Durch die Föderalismusreform I im Jahr 2006 und der damit einhergegangenen Auflösung 

des Art. 74a GG  fiel die bisherige, konkurrierende Gesetzgebungskompetenz zur Regelung 

von Besoldung, Versorgung und Dienstrecht der Landesbeamten in die ausschließliche 

Gesetzgebungskompetenz der Länder. Erst mit Wirkung vom 01.04.2008 wurde unter 

anderem das bis dahin gültige Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) 1:1 in Landesrecht überführt 

und damit auch der § 46 BBesG „Zulage für die Wahrnehmung eines höherwertigen 

Amtes“(sog. Verwendungszulage). 

 

http://www.buzer.de/gesetz/5041/al1804-0.htm
https://de.wikipedia.org/wiki/Besoldung
https://de.wikipedia.org/wiki/Beamtenversorgung
https://de.wikipedia.org/wiki/Beamtenrecht
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Im Jahr 2008 wurde das Thema Verwendungszulage in der saarländischen Polizei heftig 

diskutiert, und einige Kolleginnen und Kollegen stellten Anträge auf Zahlung einer solchen 

Verwendungszulage. Diese Anträge wurden jedoch durch das MIBS abgelehnt. Mehrere 

Antragsteller gingen dann unter gewerkschaftlicher Begleitung ins Widerspruchs- bzw. 

anschließende Klageverfahren.  

Im Verfahren eines Kriminalhauptkommissars der damaligen Kriminalpolizeiinspektion hat am 

23.03.2010 zunächst das Verwaltungsgericht die Klage und am 06.04.2011 das 

Oberverwaltungsgericht des Saarlandes (OVG Saarlouis 1 A 19/11) die Berufung abgewiesen. 

Am 28.04.2011 konkretisierte das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) in einer Entscheidung 

zum § 46 BBesG (BVerwG 2 C 30.09) nochmals die Anspruchsvoraussetzungen im Einzelnen 

und setzte seine bisherige Rechtsprechung bezogen auf die zwingende Verknüpfung von freier 

Planstelle und wahrgenommenem, höherwertigen Dienstposten fort.  

Die herrschende Rechtsmeinung nach dem Urteil des OVG (06.04.2011) und des BVerwG 

(28.04.2011) war, dass es bei Anwendung einer sogenannten „Topfwirtschaft“ zur 

Stellenbewirtschaftung / Beförderung keinen Anspruch auf eine Verwendungszulage nach § 

46 BBesG gibt. Da im Saarland Beförderungen nach dem Prinzip „Topfwirtschaft“ durchgeführt 

werden, wurde von weiteren Widerspruchs- bzw. Klageverfahren abgesehen. 

Aufgrund der (bereits vorhandenen) Vielzahl von Widersprüchen und Klageverfahren 

„reagierte“ aber der saarländische Gesetzgeber im negativen Sinne und strich Ende Juni 2012 

ersatzlos den § 46 BBesG – SL. Damit wollte er bewußt den Ansprüchen auf eine 

Verwendungszulage die gesetzliche Basis entziehen.  
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